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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen

Raumplanung

Im September 2019 nahm der Ständerat das Postulat der UREK-SR zur Erleichterung
der Verdichtung stillschweigend an. Damit wurde der Bundesrat beauftragt
aufzuzeigen, wie energetisches Sanieren und Verdichten in Bauzonen optimal
kombiniert werden können. Abgesehen von dem von Kommissionssprecher Damian
Müller (fdp, LU) hervorgehobenen «Zielkonflikt zwischen der CO₂-Reduktion und dem
Heimat- und Ortsbildschutz» gehe es hierbei auch um föderale Fragen, wie Werner
Luginbühl (bdp, BE) erklärte. Denn sowohl auf Bundesstufe wie auch in den Kantonen
sei der Handlungsbedarf aufzuzeigen. 1

POSTULAT
DATUM: 25.09.2019
SEAN MÜLLER

Wohnungsbau und -eigentum

Anfang Januar 2017 beriet die WAK-SR zwei Standesinitiativen der Kantone Aargau
(08.331) und Graubünden (09.304) zur Förderung der Energiesanierung in älteren
Bauten durch Schaffung weiterer fiskalischer Anreize. Einstimmig stellte sich die
Kommission dagegen, den Anliegen Folge zu geben. Solche Massnahmen seien während
den Beratungen zur Energiestrategie 2050 intensiv diskutiert und zum Teil beschlossen
worden. So könnten energetische Sanierungen in bis zu zwei nachfolgenden
Steuerjahren neu als Unterhaltskosten abgezogen werden. Zeitgleich stellte sich die
Kommission ebenfalls einstimmig gegen zwei Motionen – ein Anliegen der RL-Fraktion
und ein Anliegen ihrer Schwesterkommission – mit inhaltlich ähnlichen Forderungen.
Beide waren bereits vor den Beratungen zur Energiestrategie vom Nationalrat
angenommen worden. 2

STANDESINITIATIVE
DATUM: 10.01.2017
MARLÈNE GERBER

Neben drei weiteren, thematisch verwandten Anliegen – namentlich zwei
Standesinitiativen und einer Motion der WAK-NR – befasste sich die WAK-SR im Januar
2017 mit einer Motion der RL-Fraktion, welche die teilweise und zeitlich beschränkte
Befreiung von der Eigenmietwertbesteuerung im Falle energetischer Sanierungen
verlangt. Das im 2009 eingereichte Anliegen war vor den Beratungen zur
Energiestrategie im Sommer 2011 bereits vom Nationalrat angenommen worden. Der
Bundesrat hatte sich, mit Berufung auf die Rechtsprechung des Bundesgerichts,
wonach der Eigenmietwert nicht tiefer als 60% einer vergleichbaren Marktmiete
ausfallen darf, da eine Gleichbehandlung zwischen Mieterschaft und Eigentümern bei
Unterschreitung dieses Grenzwertes nicht mehr länger gegeben wäre,
dagegengestemmt. Eine teilweise Befreiung von der Eigenmietwertbesteuerung würde
dazu führen, dass Letztere gegenüber der Mieterschaft übermässig begünstigt würden.
Aus anderen Gründen empfahl nun die ständerätliche Wirtschaftskommission die
Ablehnung des Anliegens: Die WAK-SR beschloss, einstimmig bei einer Enthaltung, die
Einreichung einer parlamentarischen Initiative mit der Forderung nach der generellen
Abschaffung der Eigenmietwertbesteuerung für den Erstwohnsitz (17.400). Aufgrund
dessen und in Anbetracht der im Rahmen der Energiestrategie 2050 bereits
beschlossenen steuerlichen Abzugsmöglichkeiten im Falle energetischer Sanierungen
empfahl die Kommission der Kantonskammer die Motion einstimmig zur Ablehnung. 3

MOTION
DATUM: 10.01.2017
MARLÈNE GERBER

Zeitgleich mit Beschluss seiner ablehnenden Haltung gegenüber zwei Standesinitiativen
mit ähnlichen Forderungen empfahl die WAK-SR ihrem zweitberatenden Rat im Januar
2017 einstimmig die Ablehnung einer Motion der WAK-NR aus dem Jahr 2009, welche
den Steuerabzug für energetische Sanierungen älterer Bauten über mehrere Jahre
erlauben wollte. Mit im Rahmen der Energiestrategie 2050 beschlossenen Änderungen
dürften durch energetische Sanierungen verursachte Kosten nun in zwei aufeinander
folgenden Jahren steuerlich abgezogen werden. Die Fraktionsmotion geht zurück auf
eine gleichlautende Motion Leutenegger (fdp, ZH) aus dem Jahr 2007, die in einen
Prüfungsauftrag umgewandelt worden war, womit sich die WAK-NR nicht zufrieden
gezeigt hatte. Im Sommer 2009 war der Nationalrat seiner Kommission gefolgt und
hatte als Erstrat die Annahme der Motion beschlossen. 4

MOTION
DATUM: 10.01.2017
MARLÈNE GERBER
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Le Conseil national décide, sans discussion, de ne pas donner suite à l'initiative
cantonale relative à l'assainissement énergétique des vieux immeubles par des
incitations fiscales. Tout comme l'initiative cantonale grisone (09.304), elle est donc
liquidée. La chambre du peuple a suivi la proposition de la CER-CN qui, sans
opposition, recommandait de ne pas y donner suite. Cette décision confirme
également la position du Conseil des Etats, chambre prioritaire, qui a également rejeté
les motions (09.3142) et (09.3354). 5

STANDESINITIATIVE
DATUM: 15.06.2017
DIANE PORCELLANA

In einer im September 2019 eingereichten Motion verlangte Nationalrat Christoph
Eymann (ldp, BS), dass der Bundesrat ein Umsetzungskonzept bezüglich Massnahmen
zur Reduktion der 80-prozentigen Energieverluste im Gebäudebereich vorlege. Der
durchschnittliche Wert von 80 Prozent Wärmeverlust hatte der Bundesrat selbst in
seiner Stellungnahme zu einer Interpellation (Ip. 10.3873) des damaligen Nationalrats
Reto Wehrli (cvp, SZ) genannt. Eymann begründete sein Anliegen damit, dass die
bestehenden Anstrengungen nicht ausreichten, um die in der Energiestrategie
festgehaltenen Ziele und Verpflichtungen im Rahmen des Pariser Klimaabkommens zu
erreichen. Deshalb solle der Bundesrat nun in einem Konzept aufzeigen, wie der Bund
insbesondere durch Anreize zur Gebäudesanierung und zur Solarenergieproduktion
einen Beitrag zur Verminderung des Energieverlustes in Gebäuden leisten könne. 
Die Motion wurde in der grossen Kammer von Christian Imark (svp, SO) bekämpft. Dieser
argumentierte, dass es bereits heute finanziell sinnvoll sei, ein Gebäude bei einem
Neubau gut zu isolieren. Hindernisse gebe es jedoch durch Regulierungen, weshalb vor
allem ein Regulierungsabbau vorgenommen werden solle, wenn man die
Energieeffizienz von Gebäuden steigern wolle. Bundesrätin Simonetta Sommaruga
entgegnete, dass der Bundesrat bereits am Abbau von Hindernissen und Regulierungen
arbeite. Ein Umsetzungskonzept von Minergie-P-Massnahmen sei aber dennoch sinnvoll
und der Bundesrat sei dazu bereit, dieses auszuarbeiten. Die Mehrheit des
Nationalrates schloss sich dem Antrag des Bundesrates an und nahm die Motion in der
Sommersession 2021 mit 137 zu 53 Stimmen an. Ablehnend stimmten einzig die
Parlamentarier und Parlamentarierinnen aus der SVP-Fraktion. 6

MOTION
DATUM: 17.06.2021
ELIA HEER

Nationalrätin Priska Seiler Graf (sp, ZH) hatte im September 2019 eine Motion
eingereicht, in der sie verschiedene Massnahmen zur Reduktion der CO2-Emissionen
im Gebäudebereich forderte. Namentlich verlangte die Motionärin eine Ausweitung der
Einmalvergütung für Fotovoltaikanlagen, Anreizbeiträge auf Bauinvestitionen für das
Erreichen von Minergie-P-Standards sowie eine rasche Bewilligung von Solaranlagen in
Bau- und Landwirtschaftszonen.
In der Herbstsession 2021 befasste sich der Nationalrat mit dem Vorstoss. Der
Bundesrat, vertreten durch die UVEK-Vorsteherin Simonetta Sommaruga, empfahl die
Motion zur Ablehnung. Er teile zwar im Prinzip das Anliegen der Motionärin, aber ihre
konkreten Vorschläge seien entweder bereits heute umgesetzt, bereits aufgegleist,
nicht in der Kompetenz des Bundes oder nach Ansicht des Bundesrates nicht in der
geforderten Form gerechtfertigt. Die grosse Kammer folgte dem Antrag des
Bundesrates und lehnte die Motion mit 105 zu 88 Stimmen ab. Neben den
geschlossenen Fraktionen der SP, der Grünen und der GLP hatten auch drei Mitte-
Parlamentarier und -Parlamentarierinnen vergeblich für die Vorlage gestimmt. 7

MOTION
DATUM: 23.09.2021
ELIA HEER
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